Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 390 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Heimatvertriebene 
(34. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesvertriebenengesetzes 

- Drucksache 222 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Mocker 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesvertriebenengesetzes — Drucksache 222 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzu- 
stimmen. 

Bonn, den 19. März 1954 


Der Ausschuß für Heimatvertriebene 

Dr. Kather Dr. Mocker 

Vorsitzender Berichterstatter 


brudt: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hefier. Bad Godesberff. Rheinallee 2Ü. 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesvertriebenengesetzes 
- Drucksache 222 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Heimatvertriebene 

(34. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Bundes- 
vertriebenengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertric- 
benengesetz — BVFG —) vom 19. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 201) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 84 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Der Antrag des Gläubigers nach § 83 
Abs. 1 oder 4 kann nur bis zum 31. De- 
zember 1953 gestellt werden; hat der 
Schuldner jedoch erst nach dem 31. De- 
zember 1952 seinen ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder Berlin (West) genommen, so kann 
der Antrag innerhalb eines Jahres, seit- 
dem der Schuldner seinen ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes oder Berlin (West) genommen hat, 
gestellt werden.“ 


Beschlüsse des 3 4. Ausschusses 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Bundes- 
vertriebenengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertrie- 
benengesetz — BVFG — ) vom 19. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 201) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 4. Ausschusses 


2. ln § 86 wird dem Absatz 1 der folgende 2. unverändert 

zweite Satz angefügt: 

„Die Unzulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung kann der Schuldner im Wege 
der Erinnerung nach § 766 der Zivil- 
prozeßordnung geltend machen.“ 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1954 in Kraft. 


3. § 86 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist der Anspruch nach der Vertrei- 
bung ganz oder teilweise durch rechts- 
kräftiges Urteil festgestellt oder über ihn 
ein Vergleich abgeschlossen worden, so 
sind in einem nach allgemeinen Vorschrif- 
ten eingeleiteten Vertragshilfeverfahren 
die Vorschriften des § 83 Abs. 2 und 3 
entsprechend anzuwenden, sofern der 
Schuldner den Antrag auf Gewährung 
von Vertragshilfe bis zu dem in § 84 
Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt 
stellt. § 84 Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt sinn- 
gemäß. Das Vertragshilf everfaliren ist 
auch zulässig, wenn der Anspruch nach 
dem 20. Juni 1948, jedoch vor der Ver- 
treibung begründet und nach der Ver- 
treibung durch rechtskräftiges Urteil eines 
außerhalb der Bundesrepublik oder Ber- 
lin (West) gelegenen Gerichts festgestellt 
worden ist.“ 

4. In § 88 

a) wird dem Absatz 1 folgender Halb- 
satz angefügt: 

„, soweit sich aus Absatz 2 nichts Ab- 
weichendes ergibt.“ 

b) erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) § 83 Abs. 1 und 4, §§ 84, 86 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 und 
§ 87 sind entsprechend anzuwenden.“ 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel III 
unverändert 
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